
Die letzte Sitzungswoche des Deutschen Bundesta-
ges vor der parlamentarischen Sommerpause war
geprägt durch die Grundsatzentscheidung der christ-
lich-liberalen Koalition, untere und mittlere Einkom-
men zum 1. Januar 2013 steuerlich zu entlasten und
die kalte Progression zu vermindern. Außerdem leg-
te Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble an die-
sem Donnerstag den Entwurf zum Bundeshaushalt
2012 und zum Finanzplan des Bundes bis 2015 vor.
Mit diesem Regierungsentwurf geht die Koalition
einen weiteren Schritt auf dem Weg der Gesundung
der Staatsfinanzen. Noch für das Jahr 2010 musste
der Bund mit einer Nettokreditaufnahme von 86 Mil-
liarden Euro planen. In diesen Tagen ist bereits ab-
sehbar, dass die Nettokreditaufnahme im Jahr 2011
auf rund 30 Milliarden Euro sinkt. Dies ist nicht zu-
letzt der guten wirtschaftlichen Entwicklung ge-
schuldet. Eben diese ist ihrerseits auch eine Folge
des wachstumsorientierten Konsolidierungskurses
der christlich-liberalen Koalition.
Mit dem vorgelegten Entwurf hält die Bundesregie-
rung auch 2012 und in den Folgejahren die Vorga-
ben der seit diesem Jahr geltenden Schuldenbremse
strikt ein. Das von der Schuldenbremse vorgegebene
Ziel eines strukturell nahezu ausgeglichenen Haus-
halts wird in jedem Fall erreicht werden. Das struk-
turelle Defizit des Bundeshaushalts wird bis 2015 im
Durchschnitt jährlich um fünf Milliarden Euro sin-
ken.
Wie sehen nun die wesentlichen Haushaltskennzif-
fern aus? Die Ausgaben des Bundes im Jahr 2012
werden 306 Milliarden Euro betragen. Damit bleibt
der Ausgabenanstieg des Bundeshaushalts deutlich
unterhalb der erwarteten Wachstumsrate des Brutto-
inlandsprodukts. Die Nettokreditaufnahme im Jahr
2012 wird bei 27,2 Milliarden Euro liegen. In den
Folgejahren wird die Neuverschuldung weiter konti-
nuierlich zurückgehen (2013: 24,9 Mrd., 2014: 18,7
Mrd., 2015: 14,7 Mrd.). Aus heutiger Sicht ist es
denkbar, dass die ab 2016 geltenden Vorgaben eines
strukturellen Defizits von maximal 0,35 Prozent des

BIP schon 2015 erreicht werden.
Die Steuereinnahmen entwickeln sich für alle staatli-
chen Ebenen positiv. Für den Bund wird für 2012
und die Folgejahre zusätzlich mit durchschnittlich 4
Milliarden Euro gerechnet. Der positive Konjunktur-
verlauf unterstützt die Bundesregierung einerseits
beim Defizitabbau, andererseits ergeben sich auf-
grund höherer Wachstumswerte zusätzliche Hand-
lungsspielräume auf der Einnahmenseite, die zur
Entlastung der unteren und mittleren Einkommen
genutzt werden können. Die Koalition wird im
Herbst die vorhandenen Spielräume ausnutzen, da-
mit mehr netto vom Bruttoeinkommen beim Steuer-
zahler verbleibt, und einen Gesetzentwurf vor der
endgültigen Verabschiedung des Bundeshaushalts
2012 vorlegen. Außerdem werden angesichts der
guten Beschäftigungslage die Sozialversicherungs-
beiträge gesenkt. So erreicht die Koalition, dass alle
Bürgerinnen und Bürger am Aufschwung teilhaben
können. Mit dieser Entscheidung wird der Kurs der
steuerlichen Entlastung der Bürgerinnen und Bürger
konsequent fortgesetzt:
Bereits im Jahr 2010 wurden mit dem Wachstumsbe-
schleunigungsgesetz das Kindergeld und die Kinder-
freibeträge deutlich angehoben und die Steuerzahler
mit über 20 Milliarden Euro entlastet.
Durch das Steuervereinfachungsgesetz, das im we-
sentlichen zum 1.1.2012 in Kraft tritt, wird zusätz-
lich zu den Steuervereinfachungen auch die Steuer-
belastung um rund 600 Millionen Euro gesenkt.
Durch die vereinbarte weitere Entlastung zum 1. Ja-
nuar 2013 entsteht für die Bürger zusätzlicher finan-
zieller Freiraum, der Voraussetzung für mehr Kon-
sum und mehr Investitionen ist. Steuerpolitik ist da-
mit auch Wachstumspolitik. Gleichzeitig setzt die
christlich-liberale Koalition ihren Konsolidierungs-
kurs fort. Die Schuldenregel wird eingehalten. Die
gute wirtschaftliche Entwicklung sorgt dafür, dass
beides möglich ist: Die Sanierung des Bundeshaus-
halts und die Entlastung der Bürger.
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Kurznachrichten

Präimplantationsdiagnostik zugestimmt
An diesem Donnerstag hat der Deutsche Bundestag
abschließend über drei Gesetzentwürfe debattiert,
deren Ziel eine gesetzliche Regelung für den künf-
tigen Umgang mit den umstrittenen Gentests an
künstlich erzeugten Embryonen ist. Alle Gesetzent-
würfe wurden von fraktionsübergreifenden Parla-
mentariergruppen vorgelegt. Mit einer Mehrheit
von 326 Abgeordneten stimmte der Deutsche Bun-
destag dem von Peter Hintze initiierten Gesetzent-
wurf zu, mit dem die PID eingeschränkt erlaubt
werden soll. Nach dem positiven Votum einer
Ethikkommission soll die PID an zugelassenen
Zentren aber nur solchen Paaren ermöglicht wer-
den, die die Veranlagung für eine schwerwiegende
Erbkrankheit in sich tragen oder bei denen mit ei-
ner Tot- oder Fehlgeburt zu rechnen ist. Die Bun-
desregierung soll zudem "durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates" Anzahl und Zu-
lassungsvoraussetzungen der PID-Zentren regeln.
Ein zweiter Gesetzentwurf, der ein striktes Verbot
der PID vorsah erhielt mit 228 abgegebenen Stim-
men keine Mehrheit. Der dritte Gesetzentwurf, der
die PID zwar "grundsätzlich" verbietet, in den Aus-
nahmefällen aber "für nicht rechtswidrig" erklärt,
bei denen die erbliche Vorbelastung der Eltern "mit
hoher Wahrscheinlichkeit eine Schädigung des
Embryos erwarten lässt, oder die mit hoher Wahr-
scheinlichkeit zur Tot- oder Fehlgeburt führt", er-
hielt mit 58 Sitmmen ebensowenig eine Mehrheit.

Das Handwerk stark machen
Nach der Beratung einer Großen Anfrage zur Lage
des Handwerks in Deutschland brachten die Frakti-
onen von CDU/CSU und FDP an diesem Freitag
den Koalitionsantrag „Wirtschaftsmacht Handwerk
– kein Wachstum in Deutschland ohne das Hand-
werk“ ein, der nach der parlamentarischen Som-
merpause im Wirtschaftsausschuss weiterberaten
werden soll. In der Antwort auf die Große Anfrage
beschreibt die Bundesregierung eine Umsatzsteige-
rung der Betriebe im letzten Jahr von 456 auf rund
492 Milliarden Euro. Der Beitrag des Handwerks
zur gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung ist
in diesem Zeitraum mit 8,6 Prozent konstant
geblieben. Auch die Beschäftigung im Handwerk
ist seit 2005 weitgehend stabil und kann 2011 auf
4,755 Millionen zunehmen (2010: 4,730 Millio-
nen). Das Handwerk ist wegen seines Wertschöp-
fungsbeitrags, seiner Personalintensität, seiner Aus-
bildungsleistung und der wachsenden technischen

Anforderungen weiterhin von besonderer Bedeu-
tung für Wirtschaft und Aufschwung in Deutsch-
land. Daher wird die Bundesregierung durch die
Koalitionsfraktionen aufgefordert, im Rahmen be-
stehender Haushaltsmittel Maßnahmen zu prüfen,
mit denen das Handwerk gestärkt in die Zukunft
gehen kann.

Ahndung von Widerstand gegen Staatsgewalt
Polizeibeamte und andere Personen, die öffentliche
Aufgaben wahrnehmen und immer häufiger Ziel
gewalttätiger Angriffe werden, sollen besser ge-
schützt werden. Dazu hat die Bundesregierung ei-
nen Gesetzentwurf zur Änderung des Strafgesetz-
buches vorgelegt, der in dieser Woche in zweiter
und dritter Lesung beraten wurde. Mit dem Gesetz
wird unter anderem der Strafrahmen für den Wider-
stand gegen Vollstreckungsbeamte von zwei auf
drei Jahre angehoben und der geschützte Personen-
kreis um Feuerwehrleute und Angehörige von Ret-
tungsdiensten erweitert. Ferner werden auch Fahr-
zeuge der Feuerwehr, des Katastrophenschutzes
und der Rettungsdienste sowie bedeutende techni-
sche Arbeitsmittel dieser Stellen in den Kreis der
durch § 305 a StGB besonders geschützten Sachen
einbezogen.

Entschädigung für ehemalige Heimkinder
Kinder und Jugendliche, die während einer kom-
munalen oder kirchlichen Heimerziehung in der
Bundesrepublik Deutschland und der DDR zwi-
schen 1949 und 1975 zu Opfern von Unrecht und
Misshandlungen geworden sind, sollen entschädigt
werden. Dafür machten sich die Fraktionen der
CDU/CSU, SPD, FDP und von Bündnis 90/Die
Grünen in einem gemeinsamen Antrag stark, der an
die Empfehlungen des Runden Tisches Heimerzie-
hung anknüpft und in dieser Woche abschließend
beraten und mit Mehrheit verabschiedet wurde.

Zitat
„Es geht heute um die Ethik des Lebens.“
(Volker Kauder, Vorsitzender der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion bei der Debatte zur PID im
Bundestag)
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In eigener Sache
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07.07.2011 Gund- und Hauptschule Aichstetten
bei Josef Rief im Bundestag

Am Donnerstag besuchte eine Klasse der Gund-

und Hauptschule Aichstetten Josef Rief im Bun-

destag. Die Gruppe, die schon die ganze Woche

in Berlin verbrachte, konnte hautnah miterleben,

dass in der letzten Plenarwoche vor der Sommer-

pause im Parlament Hochbetrieb herrscht. So

musste Rief während des Gesprächs mit den

Schülern in den Plenarsaal, um an zwei namentli-

chen Abstimmungen teilzunehmen. Danach führ-

te er die Gruppe vom Paul-Löbe-Haus, in dem

Josef Rief auch sein Büro hat, ins Reichstagsge-

bäude, wo die Gruppe auf der Besuchertribüne des Plenarsaals die Debatte verfolgen konnte. Zuvor hatte

der Bundestag über die Präimplantationsdiagnostik (PID) abgestimmt.

Nächster Sprechtag von Josef Rief:
am 12. Juli 2011 von 10.00 - 12.00 Uhr im Wahlkreisbüro in Biberach, Braithweg 27

06.07.2011 Josef Rief beim 18. Innovationstag
Mittelstand

Am vergangenen Donnerstag besuchte Josef Rief

beim 18. Innovationstag Mittelstand des Bundes-

ministeriums für Wirtschaft und Technologie die

Firma Staufermatic aus Eschenbach bei Göppin-

gen. Diese Firma wurde während ihrer Projekt-

entwicklung im Jahr 2009 - 2010 von der FS-

Consulting Steidele aus Walpertshofen betreut,

welche im Wahlkreis Biberach ihren Stammsitz

hat. Bei der Neuentwicklung handelt es sich um

eine Einpressspindel mit Kraftübertragung per

Funk. Ganztägig präsentierten 240 Unternehmen

und Forschungseinrichtungen ihre Ergebnisse

aus öffentlich geförderter Forschung und Entwicklung auf dem Freigelände der AIF Projekt GmbH in Ber-

lin. Des Weiteren besuchte der Bundestagsabgeordnete die Firma orangedental GmbH & Co. KG aus Bibe-

rach. Rief setzt sich in Berlin für die Förderung der Wirtschaft im Wahlkreis Biberach ein. Der Abgeordne-

te will auch in Zukunft das Ziel unterstützen, weitere Unternehmen aus seinem Wahlkreis in den nächsten

Jahren beim Innovationstag in Berlin zu präsentieren.

08.07.2011 Pressemitteilung: Josef Rief stimmt gegen Gesetz der Bundesregierung zur CO2-
Speicherung

Der Deutsche Bundestag hat am Donnerstag mit der Mehrheit der Stimmen der schwarz-gelben Koalition
das CCS-Gesetz zur Speicherung von Kohlendioxid verabschiedet. Das Gesetz sieht die Erprobung der
CCS-Technik (Carbon Capture and Storage) vor, mit der Kohlendioxid in unterirdischen Lagern dauerhaft
gespeichert und somit für das Klima unschädlich gemacht werden soll. Der Biberacher Bundestagsabgeord-
nete Josef Rief (CDU) hat gegen den Antrag der Bundesregierung gestimmt. Rief teilt damit u. a. die Auf-
fassung des Deutschen Bauernverbandes (DBV), dass die langfristigen Auswirkungen der Kohlendioxid-
Speicherung weiterhin nicht ausreichend absehbar sind. Lesen Sie mehr auf www.josef-rief.de!


